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A n fra ß e 

der Abe. Hor!1t A p p e 1, ~R 0 sen b erg e r.S i n ger und 

Genossen 

an die 13undesmi1'1ister für Verkehr und verstaatliohte IBetriebe und für 

Finanzen, 

betreffend Wiedel'glttmachung für die aus politischen Gründen diskriminierten 

Arbeiter und Angestellten der ehemaligen USIA-Betrieba. 

-.- ....... 
Vor kl2%'zer Zeit sind die USIA-Betriebe aus dar ru.ssischen Verwaltung 

in die demokratische österreichische Verwaltung übernommanworden. Die Re­
publik österreich hat Wort gehalten und niemanden wegen seiner früheren poli­

tisohen Haltung im ,Betrieb diskriminiert. Die kotnJilunistisohen Lakaien 'wurden 

nur vonde!1 Arbeitern und Angestellten diskriminiert, dia das Schandbuoh des 

politisohen Zwanges, das Mitgliedsbuch der KPÖ, zu Hunderten auf die Mist­

haufen werfen •. 

Es fat jedooh noch die volle und uneingeschränkte 'Yiedergutllla.'chung für 

alle jene aufrechten österreichischen Arbeiter und Angestellten in den ehe­

maligen USIA-!etrieben ausständig, die wegen "ihrer Weigerung, ihre demokrati­

sche österreichische Gesinnung zu verkaufen, den Arbeitsplatz verioren haben. 

Sie haben ein Recht auf Wiedereinstellung in ihren früheren Betrieb. Es muß 

eiste vordringliche und vornehme Aufgabe der österreichischen Verwaltung seilt, 

die gemaßregelten österreichisohen Patrioten wieder auf jenen Arbeitsplatz 

uad zum entspreohenden Lohn wieder einzustellen, von uem sie durch die Hand­

langer der Diktatur vertrieben wurden. nie unterzeichneten Abgeordneton sind 

der Ansicht, daß jeder öffentliche Verwalter, ungeachtet seiner Herkunft fUr 
diese funk~ion, ungeeignet und zu entfernen is.t, der aus Bequemlichkeit oder 

Feigheit die Diskriminierung österreichischer Arbeiter und Angestellter auf­

recht •• Wi.l t. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher. an die Herren Bundes­

minister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe und für Finanzen die nach­

stehende 

A n fra S e: 

Welche Schritte gede~en die Herren Bundesminister zu unternehmen, 
damit alle Arbeiter und Angestelltander' ehemaligen USIA-Betriebe, dia wegen 
ihrer aufreohten demokratischen österreichischen Gesinnung ihren Arbeitsplatz 
ve7lassen mußten, zum. entsprechenden Lohn an ihren alten Arbe i tsplatz 
zurückkehren können? 

-.-.~.-.-.-.-.-.-
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